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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/5120 - 

betr. Auswirkungen der Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen auf die 

politischen und wirtschaftlichen Interessen der Bundesrepublik Deutschland 


Der Bundesminister des Auswärtigen hat mit 
Schreiben vom 23. Juni 1976 - 50 - 500 32/59 - 1 ~ 
namens der Bundesregierung die Große Anfrage 
wie folgt beantwortet: 

Einleitung 

Die Kontinente sind auf Grund der technologischen 
und wirtschaftlichen Entwicklung nahe aneinander 
gerückt. Es sind heute Nutzungen des Meeres mög- 
lich, die noch vor wenigen Jahren nicht voraus- 
gesehen werden konnten. 

Damit haben sich die Interessen aller Länder die- 
ser Erde bezüglich der Ozeane vielfach gewandelt 
und erweitert. Geographische Konstellation und 
unterschiedliches Wirtschaftspotential bestimmen 
in erster Linie die jeweilige Interessenlage zu den 
einzelnen Materien der Seerechtskonferenz. Die 
Gruppierungen auf der Konferenz sind nicht sta- 
tisch, sondern variieren von Thema zu Thema. Die 
wichtigsten Interessen der Bundesrepublik Deutsch- 
land konkretisieren sich in folgenden Forderungen: 

— Freier, rechtlich geordneter und nicht diskri- 
minierter Zugang zu den Rohstoffen des Tief- 
seebodens 

— Ungehinderter Seeverkehr 

— Sicherung unserer Eiweißversorgung aus dem 
Meer und der Einsatz und die Weiterentwick- 
lung unseres know-how, unserer Technologie 
und Ausbildungsmöglichkeiten 

— Internationale Regelung des Meeresumwelt- 
schutzes unter Ausschluß von Mißbrauchsmög- 
lichkeiten 

— Betätigung unserer wissenschaftlichen Meeres- 
forschung. 

Eine Neuordnung des Meeresvölkerrechts ist not- 
wendig, weil sonst wegen einseitiger Ausdehnungs- 
maßnahmen im Bereich des Küstenmeeres und der 
Wirtschaftszonen ein Zustand der Anarchie auf See 
mit der Gefahr des Ausbruchs ernster Konflikte 
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eintreten würde. Die Bundesrepublik Deutschland 
ist daher der Auffassung, daß die Ergebnisse der 3. 
VN-Seerechtskonferenz in der Tat von sehr weit- 
reichender Bedeutung für Frieden und Wohlstand 
aller Staaten der Welt sein werden. 

Die Seerechtskonferenz unterscheidet sich von an- 
deren internationalen Konferenzen durch die Viel- 
zahl von Interessengruppierungen mit jeweils an- 
derer Zusammensetzung. Ein eindrucksvolles Bei- 
spiel hierfür ist der Tiefseebergbau. An ihm zeigen 
sich nicht nur Industrieländer, die über das not- 
wendige know-how, Technologie und Kapital ver- 
fügen, interessiert, sondern auch die Entwicklungs- 
länder. Sie erblicken in dem internationalen Mee- 
resboden das gemeinsame Erbe der Menschheit, 
das vorzugsweise ihnen und nicht nur den Indu- 
strieländern zugute kommen soll. Aber auch unter 
den Industrieländern ist bei gleicher Interessenlage 
die Auffassung über die Gestaltung des internatio- 
nalen Meeresbodenregimes nicht einheitlich. Län- 
der wie die BR Deutschland, USA und Japan, aber 
auch die UdSSR wie die übrigen Staaten des RGW- 
Lagers fordern den rechtlich geordneten Zugang 
von Staaten oder Unternehmen zu den Boden- 
schätzen der Tiefsee. Schweden, Norwegen und die 
Niederlande neigen aufgrund ihrer Sicht der welt- 
wirtschaftlichen Zusammenhänge dazu, den Vor- 
stellungen der Entwicklungsländer weiter entge- 
genzukommen. Länder wie Kanada und Australien, 
die von ähnlichen Gedankengängen ausgehen, ver- 
suchen eine Brücke zwischen den Vorstellungen 
der Gruppe der Industrieländer und der Entwick- 
lungsländer zu schlagen. 

Anders sind die Gruppierungen bezüglich der Idee 
einer 200-Seemeilen-Wirtschaftszone, die als „mar 
patrimonial“-Konzept 1972 von mittelamerikani- 
schen Staaten in Santo Domingo und als „Wirt- 
schaftszone" von den afro-asiatischen Staaten in 
Jaunde entwickelt worden ist. Verschiedene Staa- 
ten der Karibik, unter ihnen Mexiko, Kolumbien 
und Venezuela, wandten sich mit diesem Konzept 
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gegen das von Peru, Ecuador, Brasilien, Uruguay 
und Argentinien vertretene Küstenmeer von 200 
Seemeilen. Trotzdem ist inzwischen die Zahl der 
Staaten, die ihr Küstenmeer einseitig über 12 See- 
meilen hinaus bis zu 200 Seemeilen ausgedehnt 
haben, auf 19 gestiegen (u. a. Brasilien, Argenti- 
nien, Uruguay, Peru, Ecuador, Chile, Dominikani- 
sche Republik, Somalia, Senegal, Guinea, Mada- 
gaskar, Albanien, Libyen, Süd- Jemen). Die Wirt- 
schaftszonen-Idee gewann schon vor Caracas Zu- 
lauf durch die USA, die UdSSR und die übrigen 
RGW-Länder, Kanada, Norwegen, Australien, 
Neuseeland und in Caracas auch durch das Ver- 
einigte Königreich. Island, USA, Mexiko und Ka- 
nada haben einseitig von sich aus Gesetze be- 
schlossen, mit denen Fischereizonen von 200 See- 
meilen eingeführt werden, Island 1975 mit soforti- 
ger Wirkung, USA mit Wirkung vom 1. März 1977, 
Mexiko mit Wirkung vom 6. Juni bzw. 27. Juli 1976, 
und Kanada mit Wirkung vom 1. Januar 1977. 

Obwohl Afrika die meisten Binnenländer der Erde 
(13) aufweist, stimmten auch diese der Wirtschafts- 
zonen-Idee zu, allerdings unter der Voraussetzung, 
daß eine Mitnutzung der Wirtschaftszonen benach- 
barer Küstenstaaten einer Region oder Subregion 
möglich sein werde. Schon vor Caracas (1974) be- 
stand also die Situation, daß letztlich mehr als 
80 v.H. der auf der Konferenz vertretenen Staaten 
zumindest de lege ferenda die Einführung von 
Wirtschaftszonen in der einen oder anderen Form 
bejahten. 

Diese Beispiele zeigen, daß, wenn auch geogra- 
phische Lage und Entwicklungsstand die Position 
der einzelnen Staaten auf der Seerechtskonferenz 
bestimmen, sich die Interessen doch überschnei- 
den.* Dabei sind die Grenzen durchaus fließend. Als 
geschlossenste Gruppe tritt die Gruppe der 77 
(die inzwischen 113 Entwicklungsländer umfaßt) in 
Erscheinung. Dies gilt vor allem für das Gebiet des 
internationalen Meeresbodenregimes und die Inter- 
nationale Meeresbodenbehörde. Demgegenüber tre- 
ten die Industrieländer aus den bereits genannten 
Gründen erheblich differenzierter auf. 

Hinsichtlich der Ausgestaltung der 200-Seemeilen- 
Wirtschaftszone haben sich die Langküstenstaa- 
ten aller Erdteile und aller Entwicklungsstufen zu 
einer sehr effizienten Gruppe zusammengeschlos- 
sen. Die ihr Gegengewicht bildende Gruppe der 
Binnen- und geographisch benachteiligten Staaten 
vermag Wirkungen auf dem Gebiet einiger Kardi- 
nalfragen hervorzubringen. Die wichtigste hiervon 
ist die Mitnutzung der biologischen Ressourcen in 
den Wirtschaftszonen benachbarer Küstenstaaten. 
Beim Tiefseebergbau stellt die Gruppe einen 
Mikrokosmos der Konferenz dar, weil 36 Entwick- 
lungsländer hier 15 Industrieländern gegenüberste- 
hen. Die Gruppe ist zu einer einheitlichen Kon- 
zeption zur Ausgestaltung des Meeresbodenregi- 
mes nur in dem Sinne stärkerer Berücksichtigung 
der Entwicklungsländer bei der Verteilung der Er- 
trägnisse der Behörde aus dem Tiefseebergbau be- 
fähigt gewesen. Hinsichtlich der Gestaltung des 
Meeresbodenregimes selbst bestehen in ihren Rei- 


hen aber erhebliche Gegensätze; z. B. teilen die 36 
Entwicklungsländer der Gruppe den Standpunkt der 
Gruppe der 77 von dem notwendigen Behörden- 
monopol. 

Außer den bisher genannten Gruppen gibt es die 
Gruppe der 17 Schiffahrtsnationen und die Gruppe 
der 18 Forschungsnationen, in denen die Bundes- 
republik Deutschland mitwirkt. Die Gruppe der 
Schiffahrtsnationen besteht aus Staaten des Nord- 
atlantischen Bündnisses, europäischen neutralen 
Staaten und Staaten des Warschauer Paktes. Glei- 
ches gilt für die Struktur der Gruppe der For- 
schungsnationen. 

Die Europäische Gemeinschaft tritt seit New York 
1976 verstärkt auf der Konferenz in Erscheinung, 
nachdem ihr die Koordinierung hinsichtlich der 
Fischerei-Artikel des Konventionsentwurfs gelun- 
gen ist. Als Einheit ist sie auch bei den Artikeln 
über die wissenschaftliche Meeresforschung und 
bei den Artikeln über den Technologie-Transfer 
aufgetreten. 

Abgesehen von diesen Gruppen aber gibt es ad 
hoc-Gruppen für einzelne Vorschläge, z. B. für die 
freie Durchfahrt durch und den freien Überflug 
über internationale Wasserstraßen. Manche Län- 
der, die sich solchen Gruppierungen anschließen, 
legen Wert darauf, nicht genannt zu werden, so- 
lange die Entwicklung auf der Konferenz noch 
nicht abgeschlossen ist. Die Bundesregierung rech- 
net mit dem Verständnis der Anfrager, daß sie die 
Zusammensetzung solcher Gruppen in ihrer Ant- 
wort nicht bekannt gibt. Ebensowenig wäre es im 
übrigen sinnvoll, den eigenen Verhandlungsspiel- 
raum der Öffentlichkeit preiszugeben. Die Bundes- 
regierung ist selbstverständlich bereit, die zustän- 
digen Bundestagsausschüsse zu informieren, falls 
dieses gewünscht wird. 

Der Großen Anfrage ist eine Einleitung vorange- 
stellt worden. Hierzu ist noch anzumerken: 

— Die Bundesregierung hat angesichts der fun- 
damentalen Bedeutung der Seerechtskonferenz 
das Ihre dazu getan, wirtschafts- und Fachkrei- 
se zu informieren und das Interesse der Öffent- 
lichkeit an den vielschichtigen und komplizier- 
ten Problemen der Seerechtskonferenz zu wek- 
ken. 

— Daß auf der Seerechtskonferenz Tendenzen 
zum Ausdruck kommen, die einer einseitigen 
Auffassung bezüglich einer neuen Weltwirt- 
schaftsordnung huldigen, vermag nicht zu über- 
raschen, nachdem diese auf den 6. und 7. Son- 
dergeneralversammlungen der Vereinten Natio- 
nen und den Welthandels-Konferenzen, zuletzt 
in Nairobi, Ausdruck gefunden haben. 

— Die Bundesrepublik Deutschland hat ihre le- 
benswichtigen Interessen mit allem Nachdruck 
auf den bisherigen Sessionen der 3. VN-See- 
rechtskonferenz verfochten. 

— Lange vor Veröffentlichung der Großen An- 
frage hat die Bundesregierung innerhalb der EG 
sich für gemeinsame Positionen der Länder der 
EG eingesetzt. Schon 1974 hat sie in Caracas 
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auf eine EG-Klausel gedrängt und hierbei Un- 
terstützung von Frankreich, Italien, Benelux, 
Dänemark und Irland gefunden. Großbritannien 
ist im Prinzip jetzt ebenfalls für eine EG-Klausel, 
macht sie jedoch von der Revision der gemein- 
samen Fischereipolitik abhängig. Wir sind da- 
von überzeugt, daß es mit Großbritannien hier- 
über zu einer Einigung kommen wird. 

— Es ist zentrales Anliegen der Bundesregie- 
rung, den für die Deutschen notwendigen Frei- 
heitsspielraum soweit wie irgend möglich zu 
sichern. Deshalb wirkt die Bundesregierung auf 
der Seerechtskonferenz konstruktiv mit. Nur 
durch ein Gelingen der Seerechtskonferenz kann 
Anarchie vermieden werden, die als Folge von 
Alleingängen und Anwendung des Rechts des 
Stärkeren unweigerlich eintreten würde. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche wesentlichen Sachaussagen und poli- 
tischen Willensbekundungen der Bundesregie- 
rung in ihrer Antwort vom 28. November 1974 
auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Bun- 
destragsfraktion vom 16. Oktober 1974 zur 
Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen 

a) gelten heute noch fort und 

b) gelten heute nicht mehr? 

Wie begründet die Bundesregierung etwaige 
Änderungen ihrer Bewertung und ihrer Ab- 
sichten? 

Die Sachaussagen und politischen Willensbekun- 
dungen der Bundesregierung in ihrer Antwort vom 
28. November 1974 auf die Kleine Anfrage der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion zum 16, Oktober 1974 
zur Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen 
gelten noch heute. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung nach dem 
jetzigen Verhandlungsstand die Aussichten auf 
Wahrung derjenigen deutschen Interessen, de- 
nen sie in ihrer Antwort auf die Frage 2 der 
Kleinen Anfrage der CDU/CSU vom 28. No- 
vember 1974 eine „herausragende Bedeutung" 
zuschrieb, nämlich 

— die Neuordnung des Meeresvölkerrechts, 

— die Freiheit des Seeverkehrs einschließ- 
lich der freien Durchfahrt durch die Meer- 
engen, 

— den freien Zugang zu den Rohstoffen und 
Energiequellen des Ozeanbodens, 

— die traditionellen Rechte im Bereich der 
Fernfischerei? 

Die Bundesregierung beurteilt nach dem jetzigen 
Verhandlungsstand die Aussichten auf Wahrung 
derjenigen deutschen Interessen, denen sie in ihrer 
Antwort für die Frage 2 der Kleinen Anfrage der 
CDU/CSU vom 28. November 1974 eine herausra- 
gende Bedeutung zuschrieb, im allgemeinen posi- 
tiv. 


Dies gilt auch für 

— • die Neuordnung des Meeresvölkerrechts; 

— die Freiheit des Seeverkehrs einschließlich 
der freien Durchfahrt durch die Meerengen; 

— den freien Zugang zu den Rohstoffen und En- 
ergiequellen des Ozeanbodens, vorausgesetzt, 
daß das beabsichtigte Mischsystem (Betätigung 
der Internationalen Meeresbodenbehörde, Staa- 
ten und Unternehmen) in einem unsere Inter- 
essen berücksichtigenden Sinne funktioniert; 

— Zurückhaltung ist jedoch geboten, was die 
traditionellen Rechte im Bereich der Fernfische- 
rei anbelangt; ihre Wahrung außerhalb des EG- 
Bereichs wird große Anstrengungen bedürfen. 
Was den Versuch einer Neuordnung des See- 
völkerrechts angeht, so ist in diesem Zusam- 
menhang folgendes zu sagen: Die durch die Kon- 
ferenz zu schaffende Neuordnung wird sicher 
nicht in allen Punkten unseren Idealvorstellun- 
gen entsprechen. 

Insofern ist unsere Situation im Kreise der 147 
Teilnehmer nicht anders, als die aller anderen; 
denn kein Land wird seine Idealvorstellungen 
durchsetzen können. Jedoch beurteilen wir die 
Aussichten, zu einer auch für uns annehmbaren 
Neuordnung zu gelangen und ein Chaos zu ver- 
meiden, aufgrund der Entwicklungen während 
der 4. Session zuversichtlich. 


3. Welche rechtlichen und tatsächlichen Vorent- 
scheidungen hat der bisherige Verlauf der See- 
rechtskonferenz in diesen Themenbereichen ge- 
bracht, und durch welche konkreten Vorschlä- 
ge welcher Länder und/oder Ländergruppen 
wurden die deutschen Interessen gefährdet? 

Die Interessen der Bundesrepublik Deutschland sind 
durch ihre geographische Lage als Staat an einem 
Randmeer der Ozeane mit kurzer, noch dazu 
eüngeschnittener Küste, bestimmt. Sie unterschei- 
den sich deshalb erheblich von denjenigen der 
Langküstenstaaten. Auf der anderen Seite gewährt 
der technologische Entwicklungsstand der Bundes- 
republik Deutschland einen sehr erheblichen Vor- 
sprung gegenüber den Entwicklungsländern. Augen- 
fälligstes Beispiel hierfür ist der Tiefseebergbau. 
Dank ihres know-how, ihrer Technologie und auch 
ihres Kapitals kann er von der Bundesrepublik 
Deutschland ebenso wie von USA, Japan, der 
Sowjetunion, Großbritannien und Frankreich be- 
trieben werden. Die Entwicklungsländer sind von 
sich aus hierzu nicht in der Lage. Sie wollen ihre 
Interessen deshalb mit einem straff geregelten in- 
ternationalen Meeresbodenregime und einer Inter- 
nationalen Meeresbodenbehörde als dessen Träger 
durchsetzen. 

Als Beispiel für Vorschläge von Langküstenstaaten, 
die wir auf der Konferenz abgelehnt haben, ist ein 
Vorschlag von Ecuador über das Küstenmeer von 
200 Seemeilen zu nennen, der am 17. April 1975 
cingebracht wurde (A/CONF. 62/C.2/L.88). Hiernach 
wäre der Küstenstaat für die zoll-, fiskal-, einwan- 
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derungs- und gesundheitspolizeilichen Maßnah- 
men in einem Küstenmeer von 200 Seemeilen be- 
fugt. 

Beispiel für Vorschläge der Entwicklungsländer, die 
unseren Interessen zuwiderlaufen, ist ihr Vorschlag 
vom Sommer 1974 in Caracas über die Grundbe- 
dingungen der Exploration und Exploitation beim 
internationalen Meeresbergbau. Dieser Vorschlag 
geht vom Monopol der Internationalen Meeresbo- 
denbehörde nicht nur für Exploration und Exploi- 
tation, sondern auch für wissenschaftliche For- 
schung als Vorstufe der Exploration und die Folge- 
stufen der Exploitation, wie Verhüttung, Transport 
und Vermarktung, aus (A/CONF.62/C,l/L.7). 

Formalrechtliche Vorentscheidungen sind auf der 
Seerechtskonferenz bisher noch nicht getroffen 
worden. Die bisherigen Verhandlungen auf der 
Grundlage informeller Verhandlungstexte sind 
noch inoffizieller Natur. Diese informellen Ver- 
handlungstexte sind von den Vorsitzenden der drei 
Fachausschüsse (1. Ausschuß: Internationales Mee- 
resbodenregime und -behörde; 2. Ausschuß: Allge- 
meine seevölkerrechtliche Fragen; 3. Ausschuß: 
Meeresumweltschutz, wissenschaftliche Meeresfor- 
schung und Transfer mariner Technologie) aufgrund 
eines Mandats der Konferenz vom 18. April 1975 
erstellt und am 7. Mai 1975 ausgegeben worden. 
Diese Texte sind während der 4. Session materiell 
behandelt worden; sie sind aber noch immer in- 
formeller Natur, über die Formalisierung der Ver- 
handlungstexte wird voraussichtlich erst gegen 
Schluß der kommenden 5. Session entschieden wer- 
den. Auch dann können noch Anträge auf Abände- 
rung des Textes gestellt werden. 

über solche Anträge muß nicht unbedingt abge- 
stimmt werden; denn die Konferenz arbeitet auf- 
grund eines gentleman's agreement, das als An- 
lage Bestandteil der Verfahrensordnung ist, nach 
dem „Consensus-Verfahren", Danach soll eine See- 
rechtskonvention angestrebt werden, die auf wei- 
testgehende Annahme rechnen kann. Abgestimmt 
werden soll nur, wenn alle Anstrengungen, den 
Consensus zu erreichen, erschöpft sind. Aus die- 
sem Grunde sind die Teilnehmer bestrebt, die Zahl 
ihrer Abänderungsanträge auf wichtige Materien 
zu beschränken und nach Möglichkeit gering zu 
halten. Dieses schon bei den informellen Texten 
angewendete Verfahren wird nach Formalisierung 
der Texte weiter angewendet werden. Mit diesem 
Verfahren soll erreicht werden, daß ein tragfähi- 
ger Kompromiß gefunden wird, der die Interessen 
der weitaus überwiegenden Zahl der Staaten in 
etwa abdeckt. 

An tatsächlichen Vorentscheidungen, mit deren 
Abänderung nicht mehr zu rechnen ist, sind gefal- 
len: 

— Ausdehnung des Küstenmeeres auf 12 See- 
meilen. 

— Grundsätzliche Wahrung der Freiheit des See- 
verkehrs. 

Dies geschieht im Küstenmeer durch Fortgeltung 
des in der Genfer Konvention über das Küsten- 


meer von 1958 stipulierten Rechts auf fried- 
liche Durchfahrt. 

Für internationale Wasserstraßen, die Teile der 
Hohen See miteinander verbinden und die durch 
die Ausdehnung des Küstenmeers betroffen wer- 
den, sieht der revidierte informelle Verhand- 
lungstext, wie bisher der Genfer Verhandlungs- 
text von 1975, das Recht der transit passage vor, 
die dem Recht der freien Durchfahrt gleich- 
kommt, Gegen diese Lösung wenden sich An- 
rainerstaaten von Meerengen und Staaten der 
Dritten Welt, welche die Durchfahrt durch ins 
Küstenmeer fallende Wasserstraßen auf die 
friedliche Durchfahrt beschränken wollen. Bei 
dem starken Druck der Großmächte, die keine 
Konvention ohne Recht der transit passage 
zeichnen wollen, wird diese aber voraussicht- 
lich erhalten werden können. 

— Bildung von Wirtschaftszonen bis zu 200 See- 
meilen. 

In der Wirtschaftszone bis zu 200 Seemeilen 
wird nach Artikel 46 des revidierten informel- 
len Verhandlungstextes die Freiheit der Schiff- 
fahrt aufrechterhalten bleiben. 

In Teil III des revidierten Textes (Erhaltung der 
Meeresumwelt) werden die Befugnisse des Kü- 
stenstaates zum Erlaß von Vorschriften gegen 
Umweltverschmutzung in der Wirtschaftszone 
dahin gehend beschränkt, daß sie mit internatio- 
nal gesetzten Normen übereinstimmen müssen; 
bei der Durchsetzung sind die küstenstaatlichen 
Befugnisse auf Verlangen nach Informationser- 
teilung und auf Verfolgung und Ahndung außer- 
gewöhnlich schwerer Meeresverschmutzungen 
beschränkt, die sich auf die Übereinstimmung 
von Schiffszeugnissen mit der Wirklichkeit be- 
ziehen. Damit bahnt sich ein Kompromiß zwi- 
schen den Interessen an der Schiffahrtsfreiheit 
und an der Reinhaltung der Meere an, der Miß- 
bräuche zulasten der Schiffahrtsfreiheit weit- 
gehend ausschließt. Es ist das Verdienst der 
Bundesrepublik Deutschland, schon im Sommer 
1974 in Caracas in Voraussicht der Einführung 
der Wirtschaftszone ein solches Konzept ent- 
wickelt zu haben. Vor allem dadurch, daß das 
Recht des Küstenstaates zur Überprüfung von 
Schiffen unter fremder Flagge auf flagrante und 
schwer^ Verstöße gegen die internationalen An- 
tiverschmutzungsregeln und das Vorliegen einer 
ernsten Gefährdung der Küste beschränkt wird, 
wird es voraussichtlich gelingen, einen ange- 
messenen Ausgleich zwischen den Interessen an 
der Erhaltung der Schiffahrtsfreiheit und der 
Meeresumwelt herzustellen. 

— Bezüglich des freien Zugangs zu den minera- 
lischen Rohstoffen des Ozeans *) haben sich 
seit Genf 1975 gewisse Möglichkeiten gezeigt, 
diesen Zugang mit Hilfe eines Systems zu re- 
geln, das sowohl Bestätigung der Internationa- 


*) Kohlenwasserstoffe und andere Energiequellen gel- 
ten als im internationalen Meeresbodenbereich prak- 
tisch nicht vorhanden 
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len Meeresbodenbehörde als auch von Staaten, 
staatseigenen- oder Privatunternehmen auf dem 
Gebiete des internationalen Meeresbodenberg- 
baus vorsieht. Die deutsche Konferenz-Delega- 
tion hat in Zwischenrunden zwischen den Ses- 
sionen im November 1975 und im Februar 1976 
in New York intensiv daran mitgewirkt, daß 
der Genfer informelle Verhandlungstext, der 
noch vom Monopol der Behörde ausging, jetzt 
in Richtung auf ein unsere Interessen stärker 
berücksichtigendes Mischsystem verbessert 
wurde. Dieses Mischsystem soll a) als Parallel- 
system, b) als Joint venture-System funktionie- 
ren. Charakteristisch für das Mischsystem ist, 
daß auf jeden Fall die Behörde mit ihrem opera- 
tiven Arm, dem sogenannten Unternehmen, auf 
dem Gebiet des Meeresbergbaus tätig wird. Da- 
neben sollen beim Parallelsystem Staaten oder 
Unternehmen der Staats- oder Privatwirtschaft 
aufgrund von Lizenzen, die die Internationale 
Meeresbodenbehörde vergibt, sich betätigen 
können. Beim joint venture-System wird davon 
ausgegangen, daß die Behörde zusammen mit 
Staats- oder Privatunternehmen ein gemeinsa- 
mes Unternehmen zum Zwecke des Tiefseeberg- 
baus gründet. Wichtig ist, daß in der Vorstel- 
lung der Entwicklungsländer die Betätigung des 
behördeneigenen Unternehmens nicht etwa 
durch die joint ventures (Zusammenschlüsse) 
von Behörde und Unternehmen der Staats- oder 
Privatwirtschaft ausgeschlossen wird, über das 
Beteiligungsverhältnis und die Mitwirkung der 
Behörde beim Management der joint ventures 
gibt es noch keine abschließenden Vorstellun- 
gen. Die Hauptindustrieländer wollen beim 
Management das Mitspracherecht der Behörde 
ganz ausnehmen oder doch beschränken, wo- 
durch das joint venture den Charakter einer 
stillen Gesellschaft des deutschen Rechts er- 
hielte. 

— Die Erhaltung der traditionellen Fischerei- 
rechte im Bereich der Fernfischerei wird wegen 
des Übergangs zum System der Zuständigkeit 
des Küstenstaats nicht nur für die minerali- 
schen, sondern auch für die biologischen Res- 
sourcen in der 200-Seemeilen-Wirtschaftszone 
nur sehr begrenzt möglich sein. Die Folgen kön- 
nen gemildert werden durch Abschluß von Ab- 
kommen mit Drittländern. Die Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft sind sich darüber einig, daß 
diese Verhandlungen mit Drittländern in der 
Zukunft von der Kommission der EG geführt 
werden sollen. Die Bundesregierung setzt sich 
im Rahmen der Gemeinschaft mit Nachdruck 
für eine baldige Festlegung der Gemeinschafts- 
position für diese Verhandlungen ein. In derar- 
tigen Abkommen könnte die EG durch ihre gute 
Ausgangsposition aufgrund ihrer Kapazität und 
ihres know-how auf den Gebieten der Fische- 
rei, Fischereiwissenschaft und -technologie, des 
Ausbildungswesens sowie angesichts der Auf- 
nahmefähigkeit des EG-Marktes für Fische vor- 
aussichtlich positive Ergebnisse erzielen. 

Im übrigen hat sich die Bundesregierung im EG- 


Rat wiederholt und mit Nachdruck dafür ein- 
gesetzt, daß auch bei der zu erwartenden Ein- 
richtung von Wirtschaftszonen der EG-Mit- 
gliedsländer von bis zu 200 Seemeilen das schon 
jetzt in der EG geltende Prinzip des freien Zu- 
gangs der Fischer aller Mitgliedsländer zu den 
Fischereigewässern der Mitgliedsstaaten auf- 
recht erhalten bleibt. Hierüber konnte auch 
grundsätzlich Einigung erzielt werden; über Ein- 
zelheiten der Neuformulierung des EG-Fische- 
reiregimes in vergemeinschafteten 200-Seemei- 
len-Zonen sind Verhandlungen im Gemein- 
schaftsrahmen aufgrund eines Kommissionsvor- 
schlags eingeleitet. 


4. Aus welchen Gründen zählt die Bundesregie- 
rung sicherheitspolitische Überlegungen in die- 
sem Themenbereich nicht zu den deutschen 
Interessen mit „herausragender politischer Be- 
deutung" (Antwort der Bundesregierung auf 
Frage 2 der Kleinen Anfrage der CDU/CSU 
vom 28. November 1974)? Teilt sie den Stand- 
punkt, den Staatsminister Moersch am 25. 
April 1976 im Deutschen Fernsehen vertrat, 
wonach „. . . das Sache der Großmächte (ist), 
insbesondere der USA und der Sowjet- 
union . . ." ? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen einer „Neuregelung des Seerechts" 
auf die Verteidigungserfordernisse des Nord- 
atlantischen Bündnisses insgesamt sowie be- 
sonders gefährdeter Allianzmitglieder und Zo- 
nen in der Nord- und Ostsee, im Atlantik und 
im Mittelmeer? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen einer „Neuregelung des Seerechts" 
auf die deutschen sicherheitspolitischen In- 
teressen in der Ostsee? 

Welche rechtlichen und tatsächlichen Vorent- 
scheidungen hat in diesen überaus wichtigen 
Fragenkomplexen der bisherige Konferenz- 
verlauf gebracht? 

Die Freiheit des Seeverkehrs einschließlich der 
freien Durchfahrt durch die Meerengen wird auch 
wegen ihres sicherheitspolitischen Aspekts zu den 
Interessen mit „herausragender politischer Bedeu- 
tung" gezählt. Dieser Aspekt stand schon 1974 
hinter unserem Postulat der Schiffahrtsfreiheit. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Frei- 
heit des militärischen Seeverkehrs grundsätzlich 
aufrechterhalten werden wird. Diese Auffassung hat 
die Bundesregierung mit großem Nachdruck ver- 
treten. Sie wird auch von den meisten Allianzpart- 
nern und den EG-Staaten geteilt. Die Vertretung 
unserer Auffassung wird auf der Seerechtskonfe- 
renz auch dadurch erleichtert, daß in dieser Frage 
kein Interessengegensatz zwischen den Supermäch- 
ten besteht. Beide Supermächte haben erklärt, daß 
sie eine Konvention, die den Versuch der Be- 
schränkung militärischer Aktivitäten unternähme, 
nicht unterzeichnen würden. 

Mit der Erhaltung der Schiffahrtsfreiheit und mit 
der transit passage-Regelung, d. h. der freien 
Durchfahrt in internationalen Wasserstraßen, die 
Teile der Hohen See miteinander verbinden, und 
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dem freien Überflug über diese Wasserstraßen, 
werden wichtige Verteidigungserfordernisse des 
Nordatlantischen Bündnisses berücksichtigt. Die In- 
teressen der Bündnispartner sind indessen auch hier 
nicht ganz deckungsgleich. Manche Bündnispartner 
glauben, eine Meerengenregelung nach dem Regi- 
me friedlicher Durchfahrt sei eher akzeptabel. Dies 
würde bedeuten, daß ein Meerengen-Anrainerstaat 
bestimmte Durchfahrten von Kriegsschiffen als „un- 
friedlich" behindern könnte. U-Boote müßten auf- 
getaucht fahren. Griechenland sieht in dem Regime 
friedlicher Durchfahrt eine Sicherung der 
Ägäis gegenüber dem Osten. Kanada teilt die grie- 
chische Auffassung im Hinblick auf die Nordwest- 
Passage. Die Bundesregierung wird sich bemühen, 
daß in der NATO eine Abstimmung auf eine ge- 
meinsame westliche Position, wie sie etwa bei der 
KSZE möglich war, auch bezüglich der freien 
Durchfahrt und des freien Überflugs erreicht wird. 

Die Bundesregierung ist ferner gemeinsam mit un- 
seren Verbündeten bestrebt, sicherzustellen, daß 
den besonderen geographischen Bedingungen in 
der Nord- und Ostsee, im Atlantik und im Mittel- 
meer im Sinne unserer verteidigungspolitischen 
Interessen auf der Konferenz Rechnung getragen 
wird. Bei der Ostsee und beim Mittelmeer treten 
spezifische Probleme dadurch auf, daß beide Meere 
nahezu vollständig von Küstenmeeren und Wirt- 
schaftszonen der Anrainerstaaten ausgefüllt sein 
werden. Beim Mittelmeer besteht schon jetzt für 
den Westausgang (Straße von Gibraltar) eine an- 
dere Rechtslage als für den Ostausgang in das 
Schwarze Meer (Dardanellen, Bosporus). Während 
beim Westausgang jetzt die Hohe See-Regelung 
mit allen ihren Freiheiten gilt, wird der Ostaus- 
gang in das Schwarze Meer von der Meerengen- 
Konvention von Montreux aus dem Jahre 1936 
geregelt. Eine derartige historisch überkommene 
Regelung soll auch in der neuen Seerechtskonven- 
tion aufrechterhalten werden. 


5. Auf welche Weise und in welchen Gremien 
hat die Bundesregierung mit eigenen Initia- 
tiven die besonderen Interessen 

a) der Bundesrepublik Deutschland, 

b) der Europäischen Gemeinschaft, 

c) des Atlantischen Bündnisses 

vertreten, und welche konkreten Vorschläge 
hat die Bundesregierung im bisherigen Konfe- 
renzverlauf 

a) vorgelegt, 

b) unterstützt, 

c) abgelehnt? 

Die Bundesregierung hat lange vor Beginn der Kon- 
ferenz in zahlreichen Kontakten mit Regierungen 
interessierter Staaten Initiativen zur Sicherung ih- 
rer Interessen namentlich auf den Gebieten des 
internationalen Meeresbergbaus, der Seeschiffahrt, 
der Fischerei und der Forschung entfaltet. Sie hat 
sich dafür eingesetzt, daß in New York die Gruppe 
der Binnen- und geographisch benachteiligten Staa- 

6 


ten durch Hinzutritt der Türkei, Griechenlands und 
Algeriens auf 51 Mitgliedsstaaten gebracht werden 
konnte. Die Gruppe kann jetzt eine Sperrminorität 
bilden, sofern sie geschlossen auftritt. 

Durch intensive gemeinsame Bemühungen im Rah- 
men der Europäischen Politischen Zusammenarbeit 
ist es gelungen, in Caracas ein in unseren Augen 
die Interessen der NATO und der EG befriedigen- 
des Regime der Durchfahrt und des Überflugs durch 
bzw. über Meerengen zu entwickeln. Es wurde 
durch Großbritannien als offizielles Konferenzdo- 
kument (A/CONF.62/C.2/L.3) eingebracht, das den 
Vorschlägen von Meeranrainerstaaten (Zypern, 
Griechenland, Indonesien, Marokko, Philippinen, 
Spanien und Jemen ~ AC. 138/SC. II/L.18 vom 27. 
März 1973 -) im Meeresbodenausschuß der VN, 
dem Vorläuferorgan der Seerechtskonferenz, ent- 
gegengesetzt werden konnte. Diese Vorschläge der 
Anrainerstaaten sind in Caracas zu einem Vor- 
schlag von Oman (A/CONF.62/C.2/L.16 vom 22. 
Juli 1974) verdichtet worden. Sein Kennzeichen ist 
die angestrebte Verpflichtung zur Notifizierung der 
Durchfahrt von Kriegsschiffen, Reaktorschiffen, 
Tankern, Gastankern und Schiffen mit gefährlicher 
Ladung überhaupt, die ein Recht des Anrainer- 
staates auf Verweigerung der Durchfahrt auslösen 
kann. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat begründete 
Hoffnung, daß der auch von uns gestützte briti- 
sche Vorschlag die Verankerung des Transit-Pas- 
sage-Rechts in internationalen Wasserstraßen, die 
auch im revidierten Verhandlungstext von New 
York beibehalten wurde, in der künftigen See- 
rechtskonvention bewirken wird. Sie sieht es als 
einen Erfolg an, daß für nukleargetriebene Schiffe 
und Schiffe mit nuklearen und anderen gefährlichen 
Substanzen an Bord nur die Führung von Zertifi- 
katen und Einhaltung besonderer Vorsichtsmaß- 
nahmen gemäß internationalen Vereinbarungen zur 
Pflicht gemacht wird. 

Zur Sicherung der Schiffahrtsfreiheit hat die Bun- 
desrepublik Deutschland in Caracas einen Vor- 
schlag unterbreitet (A/CONF.62/C.3/L.7 vom 1. 
August 1974), der die Durchsetzung von Vorschrif- 
ten über den Meeresumweltschutz gegen Schiffs- 
verschmutzung zum Gegenstand hat. Sinn dieses 
Vorschlags ist es, Untersuchungen, die bis zur 
Inspektion eines Schiffes gehen können, auf Fälle 
erheblicher Pollution mit größeren schädigenden 
Folgen für die Meeresumwelt zu beschränken. Die- 
ser Vorschlag, für den noch in Caracas kaum Re- 
sonanz zu erzielen war, ist jedoch in Genf und zwi- 
schen Genf und New York in Zwischenrunden der 
Evensen-Gruppe (benannt nach dem norwegischen 
Minister) auf der letzten Sitzung in New York mit 
solchem Nachdruck vertreten worden, daß er jetzt 
Eingang in den revidierten Verhandlungstext von 
New York gefunden hat (Erläuterungen über die 
Verhandlungstexte siehe zu Punkt 3, 4. Absatz). 

Außerdem hat die Bundesrepublik Deutschland in 
Caracas mit der gleichen Zielsetzung einen Vor- 
schlag der neun EG-Staaten mit eingebracht, der 
bewährte Prinzipien über die Bekämpfung von Ka- 
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pitalverbrechen auf Hoher See des von der Bun- 
desrepublik Deutschland ratifizierten Genfer Über- 
einkommens über die Hohe See von 1958 inhalt- 
lich in das neue Übereinkommen überträgt 
(A/CONF.62/C.2/L.54 vom 12. August 1974). Auch 
dieser Vorschlag hat Eingang in den Verhand- 
lungstext gefunden. 

Zusammen mit sieben anderen EG-Staaten (außer 
Großbritannien) hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Caracas einen auf dem Gedanken der 
präferenziellen Wirtschaftszone basierenden Fische- 
rei-Vorschlag eingebracht (A/CONF.62/C.2/L.40 
vom 23. Juli 1974). Bei Anerkennung des Gedan- 
kens von präferenziellen Rechten des Küstenstaa- 
tes in einer 200 Seemeilen messenden Wirtschafts- 
zone bezweckte der Vorschlag die Stärkung regio- 
naler Fischereiorganisationen, um Willkür von Kü- 
stenstaaten bei der Festsetzung von Höchstfang- 
mengen und Vorbehalt für die eigene Fischerei zu 
vermindern. Leider stieß dieser Vorschlag ebenso 
wie ein in Genf ausgearbeiteter Vorschlag von vier 
Artikeln außerhalb des EG-Kreises auf keine Re- 
sonanz bei den übrigen Konferenzteilnehmern, so 
daß die EG sich gezwungen sah, sich auf das Kon- 
zept der exklusiven Wirtschaftszone einzustellen. 
Die EG-Länder haben sich in New York auf ge- 
meinsame Änderungsvorschläge zum Genfer Text 
geeinigt, die sie dem Vorsitzenden des 2. Aus- 
schusses zugeleitet haben. Ihr Kennzeichen ist ein 
Streben nach Objektivierung und Prüfbarkeit der 
bei Festlegung der Höchstfangmengen durch den 
Küstenstaat zugrundezulegenden Daten und Krite- 
rien. Außerdem zielen diese Vorschläge darauf ab, 
bei der Verteilung des Überschusses traditionelle 
Fischereiinteressen nicht hinter anderen Kriterien 
zurücktreten zu lassen. 

Auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Meeresfor- 
schung hat die Bundesrepublik Deutschland bereits 
in Caracas zusammen mit 16 anderen Staaten (bis 
auf Dänemark sämtlich Mitglieder der Gruppe der 
Binnen- und geographisch benachteiligten Staaten) 
einen Vorschlag über wissenschaftliche Meeresfor- 
schung eingebracht, der für Forschungsaktivitäten 
in der Wirtschaftszone von der Unterscheidung zwi- 
schen Grundlagenforschung und Ressourcenfor- 
schung ausging und für Grundlagenforschung ein 
durch vielfältige Auflagen zugunsten der Küsten- 
staaten gekennzeichnetes Konzept bedingter For- 
schungsfreiheit vorsah. In Genf wurde dieser Vor- 
schlag im Namen aller Mitglieder der Gruppe der 
Binnen- und geographisch benachteiligten Staaten 
durch detaillierte Anregungen zur Ausgestaltung 
des Streitschlichtungsveffahrens in Forschungsan- 
gelegenheiten ergänzt. Der Genfer Text hatte diese 
Vorschläge weitgehend berücksichtigt. Der New 
Yorker Text weicht jedoch von ihnen zum Nach- 
teil der Fernforschungsstaaten ab, weil er nicht nur 
die auf ökonomische Ziele gerichtete Ressourcen- 
forschung, sondern auch die rein wissenschafts- 
bezogene Grundlagenforschung einem Consentre- 
gime unterwirft. Gegen diese Regelung wenden 
sich die Forschungsstaaten, d.h. vor allem die BR 
Deutschland, die übrigen EG-Länder, die USA, die 
UdSSR und die sonstigen RGW-Staaten, wie auch 


Japan. Sie fordern die Rückkehr zur Unterschei- 
dung zwischen genehmigungsfreier Grundlagenfor- 
schung und consentpflichtiger Ressourcenforschung, 
wie im Genfer Verhandlungstext niedergelegt. Die 
Genehmigung soll allerdings auch nach dem revi- 
dierten Text für Vorhaben der Grundlagenforschung 
im Regelfälle erteilt werden. 

Zur Sicherung ihrer Vorstellungen eines geordne- 
ten, nicht diskriminierten, freien Zugangs zu den 
Rohstoffen der Tiefsee hat die Bundesrepublik 
Deutschland in Caracas zusammen mit sieben EG- 
Staaten (außer Irland) einen vom reinen Lizenz- 
system ausgehenden Vorschlag über die Bedin- 
gungen von Exploration und Exploitation einge- 
bracht (A/CONF.62/C.1/L.8 vom 16. August 1974). 
Gegen diesen Vorschlag richtete sich, ebenso wie 
gegen ähnliche Vorschläge der USA (L.5), Japans 
(L.9) und der UdSSR (L.12) in Genf die Stoßkraft der 
geschlossenen Gruppe der 77. Diese Gruppe setzte 
im Genfer Text ihre Auffassung von dem umfas- 
senden Monopol der internationalen Meeresboden- 
behörde durch (Meeresbodenbergbau, Transport, 
Verhüttung und Vermarktung). 

Zäher Arbeit der deutschen Konferenzdelegation 
in zwei informellen Zwischenrunden im November 
1975 und Februar 1976 in New York ist es, zusam- 
men mit entsprechenden amerikanischen und japa- 
nischen Bemühungen zu danken, daß der Genfer 
Text in Richtung auf ein Mischsystem verbessert 
werden konnte. Dieses Mischsystem läßt sich ver- 
schieden gestalten: a) Parallel-System: Bei ihm 
betätigen sich neben der Behörde und ihrem Arm, 
dem behördeneigenen Unternehmen, auch Staaten 
oder Unternehmen der Staats- oder Privatwirtschaft 
im Tiefseebergbau, b) joint venture-System: Neben 
der Behörde mit ihrem Arm, dem behördeneigenen 
Unternehmen, betätigen sich joint ventures, d.h. 
Zusammenschlüsse der Behörde mit Unterneh- 
men der Staats- oder Privatwirtschaft. Das Beteili- 
gungsverhältnis bleibt offen; nach westlichen Vor- 
stellungen soll es sich nur auf das Kapital be- 
schränken, aber kein Mitspracherecht der Behörde 
vorsehen. Die Bundesregierung hält an ihrer Auf- 
fassung fest, daß ein Monopol der Behörde in der 
künftigen Seerechtskonvention nicht verankert 
werden sollte, sondern daß einem Mischsystem in 
Form des Parallel-Systems der Vorzug gegeben 
werden sollte. 

In der Europäischen Gemeinschaft und in der Euro- 
päischen Politischen Zusammenarbeit sowie in der 
NATO haben laufend Beratungen zur Vorbereitung 
der einzelnen Sessionen der Seerechtskonferenz 
stattgefunden. Sie finden weiter statt. Soweit unse- 
re und NATO-Sicherheitsinteressen auf der Kon- 
ferenz berührt wurden, sind sie stets zwischen uns 
und den NATO-Partnern erörtert worden. Dieses 
Verfahren wird auch vor und während der 5. Ses- 
sion Platz greifen. 


6. In welchen Fragen vertritt die Europäische Ge- 
meinschaft auf der Konferenz gemeinsame Po- 
sitionen? 
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Gibt es gemeinsame, von einem Sprecher der 
Gemeinschaft vorgetragene Auffassungen der 
Europäischen Gemeinschaft? 

Wo bestehen konkrete Meinungsverschieden- 
heiten zwischen den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft, und wie wurden diese 
bisher auf die Konferenz sichtbar? 

Wie vollzieht sich die Zusammenarbeit der 
Europäischen Gemeinschaft? 

Wann und in welchen Gremien hat sich die 
Europäische Gemeinschaft mit der Seerechts- 
konferenz der Vereinten Nationen befaßt, 
und welche Initiativen hat die Bundesregie- 
rung ergriffen, um eine ausreichende und 
rechtzeitige Behandlung dieser Fragen in der 
Europäischen Gemeinschaft - insbesondere im 
Rahmen der Europäischen Politischen Zusam- 
menarbeit - sicherzustellen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Inten- 
sitätsgrad dieser Zusammenarbeit, und welche 
Möglichkeiten zu seiner Verstärkung sieht 
sie? 

Wird sich die Bundesregierung darum bemü- 
hen, daß die Europäische Gemeinschaft als In- 
stitution die Schlußdokumente mitunterzeich- 
net? 

Die Europäische Gemeinschaft vertritt auf der See- 
rechtskonferenz gemeinsame Positionen hinsicht- 
lich der wissenschaftlichen Meeresforschung und 
des Transfers mariner Technologie und jetzt im 
wesentlichen auch hinsichtlich der Fischerei. Die 
in New York während der 4. Session erzielten Ge- 
meinschaftspositionen sind jeweils vom Sprecher 
der Ratsmacht vorgetragen worden. Auffassungs- 
unterschiede, die noch nicht ganz ausgeglichen 
werden konnten, bestehen beim internationalen 
Meeresbodenbergbau. Diese beziehen sich auf die 
Zulassung einer Betätigung der Behörde auf Explo- 
ration und Exploitation verwandten Tätigkeitsge- 
bieten (dafür Irland, dagegen übrige EG-Länder) 
und die Einführung einer gegen USA gerichteten 
Anti-Monopolklausel. Ihr liegt die Befürchtung zu- 
grunde, daß die USA, vor allem in der Anfangs- 
phase, den Tiefseebergbau, soweit er nicht von der 
Behörde betrieben wird, kraft technologischen 
Vorsprungs und größerer Kapitalstärke für sich 
monopolisieren. 

Auf dem Gebiet der Fischerei konnten Meinungs- 
unterschiede zwischen Großbritannien und den üb- 
rigen Acht - nicht zuletzt dank unserer Bemü- 
hungen - während der New Yorker Session aus- 
geglichen werden. Die Bundesregierung läßt in ih- 
rem Streben nicht nach, in der Gemeinschaft auf 
eine endgültige Einigung über alle Fisdiereifragen 
im Zusammenhang mit der Seerechtskonferenz hin- 
zuwirken. 

In der EG und auch im Rahmen der EPZ findet 
ein ständiger und intensiver Meinungsaustausch 
über die Materien der Seerechtskonferenz statt. In 
diesen Beratungen läßt sich die Bundesregierung 
von der Überzeugung leiten, daß es nicht allein im 
deutschen, sondern im Interesse aller EG-Partner 
liegt, wenn die Gemeinschaft auch dort als Ein- 
heit auftritt, wo sie noch nicht über eigene Zu- 


ständigkeiten verfügt. So hat die deutsche Delega- 
tion erst jüngst in der Ratstagung vom 3./4. Mai 
wieder entschieden für die Erarbeitung einer Ge- 
meinschaftshaltung zu allen Fragen der Seerechts- 
konferenz plädiert. 

Die Zusammenarbeit der EG vollzieht sich zwi- 
schen den Sessionen durch intensive Beratungen 
in den zuständigen Gemeinschaftsgremien und im 
Rahmen der EPZ. Außerdem treten die Leiter der 
Konferenzdelegationen der Neun regelmäßig zu- 
sammen. Während der Sessionen wird dieses Brüs- 
seler Verfahren ständig fortgesetzt. Während der 
4. Session haben allein 80 EG- und EPZ-Koordinie- 
rungssitzungen stattgefunden. 

Die Bundesregierung hat durch ihre Initiativen und 
aktiven Einsatz einen maßgeblichen Beitrag dazu 
geleistet, daß in den Fragen der Seerechtskonferenz, 
die zur Gemeinschaftsmaterie gehören, wichtige 
Grundsatzpositionen der Gemeinschaft entwickelt 
werden konnten. Hierzu gehören insbesondere ein 
prinzipielles Einvernehmen darüber, daß der Kom- 
missionsvorschlag über das interne Fischereiregime 
für die künftigen 200-Seemeilen-Zonen der EG-Län- 
der eine brauchbare Verhandlungsgrundlage ist, daß 
eine EG-Klausel in eine künftige Konvention auf- 
genommen werden soll und darüber, daß die im 
Zusammenhang mit der künftigen Konvention not- 
wendig werdenden Fischereiverhandlungen mit 
Drittländern von der Gemeinschaft geführt werden 
sollen. Der umfangreichen EPZ-Koordinierung ist 
es zu danken, daß gemeinsame Standpunkte zu 
Küstenmeer, Meerengen, Wirtschaftszone, Hohe See, 
Archipelen, geschlossene und halbgeschlossene 
Meere entwickelt und damit u. a. die Schiffahrtsin- 
teressen der Bundesrepublik Deutschland weitge- 
hend gesichert werden konnten. 

Die Zusammenarbeit ist sehr intensiv. Sie hat sich 
- gerade angesichts der äußerst komplexen Sach- 
probleme und der vielschichtigen Interessenlagen 
der Beteiligten - voll bewährt. Aufgrund der bis- 
herigen Erfahrungen ist die Bundesregierung zuver- 
sichtlich, daß diese Methode der Zusammenarbeit 
der richtige Weg ist, noch bestehende Interessen- 
unterschiede unter den Mitgliedsländern auszuglei- 
chen und weiterhin gemeinsame Positionen zu ent- 
wickeln. Die Bundesregierung wird ihre Mitarbeit 
in der EG- und EPZ-Koordinierung auch weiterhin 
an diesen Zielen ausrichten. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
Gemeinschaft als Einheit - zusätzlich zu den EG- 
Mitgliedsländern - die Möglichkeit eines Beitritts 
zur Konvention eröffnet werden muß, weil wichtige 
Fragen der Seerechtskonferenz zur Gemeinschafts- 
materie gehören. Ihre Bemühungen haben wesent- 
lich dazu beigetragen, daß sich der EG-Rat im 
Grundsatz darauf geeinigt hat, auf der Aufnahme 
einer sogenannten EG-Klausel in die künftige 
KONVENTION zu bestehen. Allerdings macht 
Großbritannien seine endgültige Zustimmung zur 
EG-Klausel von einer Regelung des EG-internen 
Fischereiregimes abhängig, die für Großbritannien 
befriedigend ist. Die Beratungen über die Ausge- 
staltung dieses Regimes sind im Gange. 
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7. Hat die Bundesregierung klare Vorstellungen 
über die Grenzen der deutschen Konzessions- 
möglichkeiten hinsichtlich der Interessen mit 
„herausragender politischer Bedeutung"? Wo 
liegen diese? 

Wie hat die Bundesregierung diese Grenzen 
der Konzessionsbereitsdiaft auf der Konferenz 
deutlich gemacht? 

Die Grenzen deutscher Konzessionsmöglichkeiten 
sind durch unsere Interessenlage bestimmt. Die 
Fragesteller werden um Verständnis dafür gebeten, 
daß die Bundesregierung während der Verhand- 
lungen den Verhandlungsspielraum nicht offen le- 
gen kann. 


8. Welche Folgen würden sich nach Auffassung 
der Bundesregierung für die deutsche Inter- 
essenlage ergeben, wenn die deutsche _Delega- 
tion infolge unzumutbarer Verschlechterun- 
gen gegenüber der bisherigen Rechtslage ein 
für die Bundesrepublik Deutschland negatives 
Konferenzergebnis unter Darlegung ihrer 
Gründe ablehnen würde? 

Hat die Bundesregierung diese Möglichkeit in 
ihre Verhandlungsrichtlinien ~ soweit über- 
haupt vorhanden - aufgenommen? 

Hat die Bundesregierung Initiativen ergriffen, 
um die Grenzen des Entgegenkommens ande- 
rer „Verlierer-Staaten" (Staatsminister 
Moersch) unter den geographisch benachteilig- 
ten Ländern mit vergleichbarer Interessenlage 
festzustellen und die Möglichkeit einer ge- 
meinsamen Ablehnung ins Auge zu fassen? 

In bezug auf ein Scheitern der Seerechtskonferenz 
stellt sich die deutsche Interessenlage wie folgt 
dar: 

Es würde eine Kette einseitiger Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Seevölkerrechts in Gang gesetzt 
werden, die zu völliger Anarchie führen würde. Da- 
von wären vor allem geographisch benachteiligte 
Staaten wie die Bundesrepublik Deutschland be- 
troffen. 

Würde es zu einem positiven Abschluß kommen, 
dem eine isolierte Bundesrepublik Deutschland 
nicht zustimmt, würde sie sich außerordentlichen 
Schwierigkeiten nach Inkraftsetzung der Konven- 
tion durch die Vertragsstaaten ausgesetzt sehen. 
Die Anwendung der Konvention durch die große 
Mehrheit der Vertragsstaaten würde eine Staaten- 
praxis zur Folge haben, die auf die Dauer die Ge- 
fahr mit sich brächte, in ihren Grundfragen der 
Bundesrepublik Deutschland als Völkergewohn- 
heitsrecht entgegengehaiten zu werden. 

Ein gutes Beispiel für die Unterlassung einer kon- 
struktiven Mitarbeit auf der Seerechtskonferenz 
bildet das internationale Meeresbodenregime. Hät- 
ten wir hier nur nein gesagt, anstatt eigene kon- 
struktive Vorschläge zu entwickeln, so hätten wir 
als Ergebnis der 4. Session von New York ein tota- 
les Behördenmonopol im revidierten Verhandlungs- 
text (zu den Verhandlungstexten siehe Erläute- 
rung zu Punkt 3, 4. Absatz). 


Der bisherige Verhandlungsstand läßt aber ein 
Scheitern der Konferenz als wenig wahrscheinlich 
erscheinen. Die Verhandlungsrichtlinien der Bun- 
desregierung sind Richtlinien für ein Verhand- 
lungsergebnis, nicht aber für ein Scheitern der 
Konferenz. Würde ein solches sich abzeichnen, was 
keineswegs der Fall ist, entstünde eine neue Situa- 
tion, der mit neuen Richtlinien zu begegnen wäre. 
Die Bundesregierung ist sich der Grenzen ihrer 
Verhandlungsmöglichkeiten ebenso bewußt wie die 
Regierungen der anderen NATO- und EG-Länder. 

Die heterogene Gruppe der Binnen- und geo- 
graphisch benachteiligtene Staaten, zu der die Bun- 
desrepublik Deutschland gehört, ist bestrebt, Kon- 
ferenz-Ergebnisse zugunsten ihrer Mitglieder vor 
allem auf den Gebieten der Fischerei und des 
Transit der Staatene ohne Meeresküste zu verbes- 
sern. Bei anderen Themen, z. B. der Gestaltung des 
internationalen Meeresbodenregimes, ist die 
Gruppe wegen innerer Gegensätze zwischen den 15 
Industrie- und den 36 Entwicklungsländern zu ge- 
schlossenem Handeln nicht in der Lage. Aus der 
EG-Priorität ergeben sich Grenzen für die Unter- 
stützung der Gruppenwünsche auf dem Gebiet der 
Fischerei. Sofern die Interessen der 28 Binnenstaa- 
ten und 23 geographisch benachteiligten Staaten an 
der Fischerei in Gewässern benachbarter Küsten- 
Staaten der Region in etwa befriedigt werden, 
kommt eine Ablehnung der Konvention für die 
Gruppe als solche nicht in Betracht. 

Ob die anderen geographisch benachteiligten Staa- 
ten sich für das Transit-Interesse der 28 Binnen- 
staaten so mobilisieren lassen, daß die Gruppe 
insgesamt die Konvention bei einer die Binnen- 
staaten nicht zufriedenstellenden Ablehnung ihrer 
Transitregelungswünsche ablehnen würde, ist zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch keineswegs abzu- 
sehen. 


9. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
es zweckdienlich ist zu unterscheiden zwischen 
einer Ordnung und Kodifizierung bereits be- 
stehender bewährter Rechtsnormen einerseits 
sowie einer Neuregelung im Sinne einer tief- 
greifenden Veränderung des bisherigen Völ- 
kerrechts andererseits? 

Ja, bei der in der Tat tiefgreifenden Veränderung 
des bisherigen Seevölkerrechts setzt die Bundes- 
regierung sich stets für die Aufnahme bisher be- 
währter Rechtsnormen, wie z. B. der Schiffahrts- 
freiheit, in die neue Konvention ein und wird dies 
weiter tun. Die Bundesregierung hat seit langem 
darauf hingewirkt, daß vor allem die Freiheiten der 
Hohen See im größtmöglichen Umfange auch in der 
Wirtschaftszone erhalten bleiben. 


10. Wie gedenkt die Bundesregierung, deutsche 
Interessen in auf 12 Seemeilen ausgeweiteten 
Küstenmeeren wahrzunehmen? 
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Die Bundesregierung unterscheidet zwischen deut- 
schen Interessen im eigenen, auf 12 Seemeilen aus- 
geweiteten Küstenmeer und deutschen Interessen 
im auf 12 Seemeilen ausgeweiteten Küstenmeer 
von Drittstaaten. 

Erweiterte Überwachungsaufgaben im eigenen 12 
Seemeilen breiten Küstenmeer erfordern einen wei- 
teren Ausbau der Überwachungsdienste. 

Im auf 12 Seemeilen ausgeweiteten Küstenmeer 
von Drittstaaten verfolgt die Bundesrepublik 
Deutschland folgende Interessen: 

a) Transit Passage: Die freie Durchfahrt in und den 
freien Überflug über durch Ausdehnung des Kü- 
stenmeeres künftig in Küstengewässer fallende 
internationale Wasserstraßen, die Teile der Ho- 
hen See miteinander verbinden. Weiter sollen 
durch Ausdehnung der küstenstaatlichen Be- 
fugnisse nicht andere Staaten von der Hohen 
See abgeschnitten und der Zugang zu ihren 
Häfen behindert werden. 

b) Fischerei: Die Bundesrepublik Deutschland hat 
bisher in Gewässern einiger EG-Länder und eini- 
ger Ostsee-Anrainer gefischt. Die künftige EG- 
Regelung soll unseren Interessen auch hier Rech- 
nung tragen. Im Ostseeraum dürfte wegen der 
Berücksichtigung schwedischer, finnischer, pol- 
nischer und DDR-Interessen ein voller Aus- 
gleich nicht zu finden sein. 


11. Hält die Bundesregierung die völkerrechtlich 
verbindliche Einführung einer 200-Semei- 
len-Wirtschaftszone für faktisch unabwend- 
bar? 

Wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung 
(vgl. Antwort der Bundesregierung auf Frage 
19 der Kleinen Anfrage der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion vom 28. November 1974) jetzt 
die Aussichten, eine Respektierung der histo- 
rischen Rechte „anderer Staaten" zu erreichen, 
und die Freiheit der Schiffahrt, des Überflugs 
und der Kabel- und Rohrleitungsverlegung in 
den Wirtschaftszonen unberührt zu lassen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Frage 
des Festlandsockelregimes über 200 Seemeilen 
hinaus unter dem Gesichtspunkt deutscher 
und europäischer Interessen? 

Die Truman-Deklaration vom 29. September 1945 
über die Inanspruchnahme von Festlandsockelrech- 
ten bis zur 200 m-Tiefenlinie durch die ÜSA hatte 
als Reaktion der lateinamerikanischen Pazifikstaa- 
ten Chile, Peru und Ecuador 1952 die Erklärung von 
Santiago zur Folge, mit der eine 200-Seemeilen- 
Zone, teils als Küstenmeer (Peru und Ecuador), 
teils als Fischereizone (Chile), gefordert und ein- 
seitig in Kraft gesetzt wurde. Auf der Genfer See- 
rechtskonferenz von 1958 hatten zwar die ÜSA Er- 
folg insofern, als ihre Festlandsockel-Deklaration 
von 1945 international-rechtlich legalisiert wurde, 
nicht aber die Anhänger einer ausgedehnteren Fi- 
schereizone, weil ihr Konzept sich nicht durchset- 
zen konnte. Nachdem Argentinien, Brasilien, Ecua- 
dor, El Salvador, Panama, Peru und üruguay ein 


Küstenmeer von 200 Seemeilen einseitig deklariert 
hatten, traten 15 karibische Staaten unter Führung 
von Mexiko, Venezuela und Kolumbien 1972 in 
Santo Domingo zusammen und verkündeten dort 
die Doktrin vom „mar patrimonial“. Die Dekla- 
ration Unterzeichneten: Costa Rica, Domonikanische 
Republik, Haiti, Honduras, Kolumbien, Mexiko, 
Nicaragua, Trinidad und Tobago, Venezuela. Nicht 
unterzeichnet haben: Barbados, El Salvador, Guaya- 
na, Jamaika, Panama. 1972 forderten in Jaunde äfri- 
kanische Staaten mehrheitlich die 200-Seemeilen- 
Wirtschaftszone. Im Juni 1974 machten sich auch 
die 13 afrikanischen Binnenstaaten auf der Gip- 
felkonferenz der Organisation der Afrikanischen 
Einheit die Forderung nach der 200-Seemeilen-Wirt- 
schaftszone zu eigen. Die Forderung hatte auch 
auf den Tagungen des seit Dezember 1970 ver- 
stärkten und in seinen Agenden um allgemeine 
Fragen des Seevölkerrechts erweiterten Meeres- 
bodenausschusses der VN eine vielfältige Resonanz 
gefunden. Der Ausschuß, zuletzt aus 97 Mitgliedern 
bestehend, tagte bis zum Sommer 1973. Die Bun- 
desrepublik Deutschland als damaliges Nicht-Mit- 
glied der VN war nur durch einen inoffiziellen 
Beobachter vertreten. Im Meeresbodenausschuß 
setzten sich Staaten wie die ÜSA, Kanada, Nor- 
wegen, Island, Spanien, Portugal, Senegal, Tansania 
und Kenia sowie Indien, Thailand, Indonesien, Phi- 
lippinen, Australien, Neuseeland und die Pazifik- 
staaten für das Konzept ein. Vor der 2. Session in 
Caracas, der ersten materiellen, schwenkte auch die 
üdSSR mit den übrigen Staaten des RGW-Lagers 
auf die Wirtschaftszone von 200 Seemeilen als 
Ressourcenzone ein. Staaten wie Island, die ÜSA 
und Mexiko haben sie durch Gesetzgebungsakte 
ihrer Parlamente einseitig in Kraft gesetzt, ÜSA 
allerdings erst mit Wirkung vom 1. März 1977. Von 
den EG-Partnern schloß Großbritannien sich in 
Caracas dem Konzept an. Die Bundesregierung 
möchte bei dieser Gelegenheit aber betonen, daß 
die Einrichtung von Wirtschaftszonen hur de lege 
ferenda, d. h. nur von dem Inkrafttreten der neuen 
Ordnung des Seevölkerrechts an, zulässig sein wird. 
Von dem geltenden Völkerrecht wird sie nach ihrer 
Auffassung nicht gedeckt. Ihre Ausgestaltung als 
„exclusive'' Zone wird nach wie vor von der Bun- 
desregierung - gemeinsam mit einer großen An- 
zahl anderer Staaten - abgelehnt. 

Wegen des Übergangs der Ressourcen-Hoheit in 
einer 200-Seemeilen-Wirtschaftszone auf die Kü- 
stenstaaten werden die historischen Fischereirech- 
te nur in sehr begrenztem ümfang gewahrt werden 
können. Der revidierte New Yorker Verhandlungs- 
text nennt in einer grundlegenden Bestimmung hi- 
storische Fischerei-Interessen neben eigenen Be- 
dürfnissen des Küstenstaates und Berücksichtigung 
von Binnen- und geographisch benachteiligten Staa- 
ten - sofern letztere Entwicklungsländer sind ~ 
als gleichberechtigt bei der Verteilung von Über- 
schüssen in Rechnung zu stellende Faktoren. Staa- 
ten wie die ÜSA und Kanada haben zu erkennen 
gegeben, daß sie hinsichtlich ihres Überschusses in 
ihren künftigen Wirtschaftszonen bisher traditio- 
nelle Fischfang-treibende Nationen im Rahmen bi- 
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lateraler Abkommeen berücksichtigen wollen. Da 
Grönland vom EG-Vertrag als ein Bestandteil des 
Königsreichs Dänemark erfaßt wird, bleibt insoweit 
das Zugangsrecht der deutschen Fischerei zu den 
grönländischen Gewässern in der Substanz erhal- 
ten. Allerdings wird die ausgedehnte dänische Fi- 
schereizone um Grönland wie die künftigen Fische- 
rei-Zonen der übrigen Mitgliedsstaaten im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaft vergemeinschaftet 
werden, wobei die Regelung des Zugangsrechts 
Sache des internen EG-Fischerei-Regimes sein 
wird. 

Die Bundesrepublik Deutschland bemüht sich dar- 
um, Verluste an traditionellen Fischereigründen 
einmal in der EG aufgrund des gemeinschaftsrecht- 
lich garantierten Zugangs zu den erweiterten EG- 
Fischereigewässern in einer zukünftigen, verge- 
meinschafteten 200-Seemeilen-Zone der EG-Länder, 
zum anderen durch Abkommen mit Drittländern - 
auch außerhalb der Nordatlantik-Region - auszu- 
gleichen. Die Bundesregierung hat anläßlich der 
Ratstagung vom 31. Mai/1. Juni daher nochmals in 
dringender Form an die Kommission appelliert, die 
rechtzeitige Aufnahme von Verhandlungen mit 
Drittländern in die Wege zu leiten, damit die fische- 
reiwirtschaftlichen Interessen der EG und ihrer 
Mitgliedsländer sichergestellt werden. 

Die Freiheit der Schiffahrt, des Überflugs sowie 
der Kabel- und Rohrleitungsverlegung in den Wirt- 
schaftszonen bleibt nach den bisherigen informel- 
len Verhandlungstexten (Genf und New York) un- 
berührt und wird auch in einer künftigen See- 
rechtskonvention aufrecht erhalten bleiben. Auch 
die oben genannten lateinamerikanischen Staaten, 
die statt einer Wirtschaftszone ein Küstenmeer von 
20 Seemeilen einseitig von sich aus dekretiert hat- 
ten, konnten nicht zuletzt aufgrund intensiver Be- 
mühungen der Bundesregierung zur Bejahung des 
Grundsatzes der vier Freiheiten in der Wirtschafts- 
zone bewogen werden. Abschließend ist zu diesem 
Punkte festzustellen, daß die Bundesregierung die 
Bildung von 200-Seemeilen-Wirtschaftszonen an- 
gesichts des allgemeinen Trends, hinter dem min- 
destens 4/5 aller Staaten stehen, nicht verhindern 
kann. Sie ist deshalb bemüht, im Verein mit Län- 
dern in vergleichbarer geographischer Lage auf die 
Ausgestaltung der Wirtschaftszone Einfluß zu neh- 
men. 

Unsere Haltung zur endgültigen Regelung der 
Außenbegrenzung des Festlandsockels wird von 
der Regelung anderer Fragen abhängen. Hierzu ge- 
hören einmal die definitive Ausgestaltung des in- 
ternationalen Meeresbodenregimes. Sollte dieses 
einseitig nur nach dem Konzept der Entwicklungs- 
länder im Sinne eines alle Vorstadien, Stadien und 
Folgestadien des Tiefseebergbaus erfassenden Mo- 
nopols der Internationalen Meeresbodenbehörde 
ausgestaltet werden, so besteht das Interesse der 
Bundesrepublik Deutschland darin, den geographi- 
schen Bereich der Internationalen Meeresbodenbe- 
hörde zu beschränken, was am besten durch ex- 
pansive Ausdehnung der Festlandsockelrechte der 
Festlandsockelstaaten bis zum äußeren Kontinen- 


talrand geschieht. Zum anderen würde eine inte- 
grale Anwendung des EG- und des Beitrittsvertra- 
ges auf den britischen Festlandsockel eine Unter- 
stützung der britischen Forderung nach Wahl des 
äußeren Kontinentalrandes als Begrenzungskrite- 
rium nahelegen. 


12. Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, daß es zu einer einheitlichen Wirt- 
schaftszone der Europäischen Gemeinschaft 
kommt? 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
hierzu ein? Ist sie der Auffassung, daß eine 
EG-Wirtschaftszone für die Bundesrepublik 
Deutschland eine Verbesserung oder eine Ver- 
schlechterung gegenüber dem bisherigen 
Rechtszustand wäre? 

Im EG-Rat (insbesondere Ratstagung vom 6. April) 
hat sich eine grundsätzlich positive Haltung der 
Mitgliedsländer zu den Grundzügen des Kommis- 
sionsvorschlags für eine zukünftige gemeinschaft- 
liche Fischereiregelung in den künftigen 200-See- 
meilen-Wirtschaftszonen der EG-Mitgliedsländer 
abgezeichnet, über Einzelheiten wird noch verhan- 
delt werden müssen, doch wird der Grundsatz eines 
einheitlichen Regimes in den Fischereizonen von 
200 Seemeilen nicht mehr in Frage gestellt werden 
können. Die Bundesregierung setzt sich nachdrück- 
lich für die entsprechenden Durchführungsmaßnah- 
men ein. 

Eine Vereinheitlichung der Wirtschaftszonen in 
der Europäischen Gemeinschaft ist ohne Zweifel ein 
Element, das den Prozeß der Vergemeinschaftung 
in Europa mit all seiner Dynamik fördert, was wir 
nur begrüßen können. 


13. Wie hoch wäre nach Schätzungen der pro- 
zentuale Anteil der lebenden und nicht leben- 
den Ressourcen innerhalb der 200-Seemeilen- 
Wirtschaftszonen der Küstenstaaten verglichen 
mit den gesamten Meeresressourcen? 

Welche mittel- und langfristigen Perspektiven 
ergäben sich bei Einführung exklusiver Wirt- 
schaftszonen für die deutschen Rohstoff- und 
Fischereiinteressen? 

Steht eine Nationalisierung des Reichtums der 
Weltmeere nicht im völligen Gegensatz zu den 
ursprünglichen Zielsetzungen der Konferenz? 

Die Bundesregierung schätzt den prozentualen An- 
teil der bisher genutzten biologischen Ressourcen 
innerhalb der 200-Seemeilen-Wirtschaftszone der 
Küstenstaaten auf 85 v.H. des Gesamtbestandes. 

Für Kohlenwasserstoffe ist davon auszugehen, daß 
sie sich praktisch nur im Festlandsockel-Bereich 
befinden. Der Anteil von der 200-Seemeilen-Linie 
gerechnet bis zum äußeren Kontinentalrand, wird 
auf 12 v.H. der Gesamtvorkommen geschätzt. 
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Bei Einführung exklusiver Wirtschaftszonen erge- 
ben sich gewisse mittel- und langfristige Perspek- 
tiven für deutsche Rohstoffinteressen, die im Wege 
bilateraler Verhandlungen verfolgt werden müß- 
ten. Bei den deutschen bzw. EG-Fischereiinteres- 
sen können interessante Perspektiven durch Ab- 
schluß von Abkommen gesehen werden, in denen 
unter anderem deutsches bzw. EG-know-how, Tech- 
nologie und Ausbildungsmöglichkeiten zur Ver- 
fügung gestellt und eventuell auch Handelszuge- 
ständnisse angeboten werden. Die Konferenz geht 
letzten Endes auf die Erklärung des Ozeanbodens 
zum gemeinsamen Erbe der Menschheit zurück 
Declaration of Principles governing the Sea-Bed 
and the Ocean Floor, and the Subsoil thereof, 
beyond the Limits of National Jurisdiction, Nr. 2749 
vom 17. Dezember 1970, XXV. GV der VN). Dieses 
zwar international orientierte, aber im Sinne der 
Väter der Deklaration jedoch im Grunde dirigisti- 
sche Konzept würde eine Schranke gegen den 
freien Zugang zu den Rohstoffen des Ozeans er- 
richten. Andererseits würde jedoch dieser freie Zu- 
gang, sofern er nur von Staaten ausgeübt werden 
könnte, die technologisch hierzu in der Lage sind, 
gerade die weitere Nationalisierung des Reichtums 
der Weltmeere bedeuten. 

Dieser Konsequenz muß man sich bewußt sein, 
auch wenn man die Einrichtung einer auf 200 See- 
meilen ausgedehnten nationalen Wirtschaftszone 
für verfehlt hält. 


14. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Vorstellungen von Entwicklungsländern 
über die „Meeresbodenbehörde" ordnungspo- 
litisch verfehlt sind und ihre Verwirklichung 
ein Schritt zu internationaler Planwirtschaft 
und manipulierenden Wirtschaftsbürokratismus 
bedeuten würde? 

Auf welche Weise hat die Bundesregierung 
ihre ordnungspolitische Auffassung im Grund- 
satz sowie ihre Vorstellungen über die Nut- 
zung des Meeresbodens im einzelnen auf der 
Konferenz dargelegt? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung der An- 
frage zum Punkt 14 mit der Maßgabe, daß hier nicht 
die Meeresbodenbehörde, die unerläßlich ist, son- 
dern das Meeresboden-Regime gemeint ist. Sie hat 
ihre ordnungspolitische Auffassung nicht nur zum 
internationalen Meeresboden-Regime, sondern auch 
zu den übrigen Kardinalfragen in zahlreichen Be- 
sprechungen mit den Vertretern der anderen Staa- 
ten in Bonn und mit zahlreichen Regierungen in 
allen fünf Kontinenten zum Ausdruck gebracht. Bei 
den Vorstellungen von Entwicklungsländern über 
die Meeresbodenbehörde handelt es sich nicht um 
Vorstellungen einzelner Entwicklungsländer, son- 
dern um solche der Gruppe der 77 (heute 113) ins- 
gesamt. 

Unsere Grundvorstellungen sind weiterhin in zahl- 
reichen Interventionen unserer Konferenz-Delega- 
tion auf den Sessionen von Caracas, Genf und New 
York vorgetragen worden. Auf der Caracas-Session 


hatten wir uns vor allem für das reine Lizenzen- 
System, d. h. Vergabe von Konzessionen nur an 
Staaten und Unternehmen ausgesprochen. In Genf 
und in New York sowie zwischen der Genfer und 
der New Yorker Session haben wir das Parallel- 
System, d. h. Betätigung sowohl von Staaten wie 
der Behörde selbst, vorgeschlagen. 


15. Welcher sachlicher und politischer Zusam- 
menhang besteht zwischen den Vorstellungen 
der Mehrheit der Entwicklungsländer über die 
Einrichtung der Meeresbodenbehörde und den 
programmatischen Aussagen der 6. und 7. Son- 
dergeneralversammlung der Vereinten Natio- 
nen über eine sogenannte Neue Weltwirt- 
schaftsordnung? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es sich hier um einen Anwendungsfall des diri- 
gistischen Programms der „Neuen Wirt- 
schaftsordnung" handelt, gegen das die Bun- 
desregierung auf der 7. Sondergeneralver- 
sammlung ordnungspolitische „Vorbehalte" 
nicht mehr geltend gemacht hat? 

Die Vorstellungen der Mehrheit der Entwicklungs- 
länder über die Einrichtung der Meeresbodenbe- 
hörde haben ihren Niederschlag in der Regelung 
über den Ozeanboden jenseits der Grenzen der na- 
tionalen Jurisdiktion als gemeinsames Erbe der 
Menschheit (Resolution der Vereinten Nationen Nr. 
2749/XXV. vom 7. Dezember 1970) gefunden. Die 
Ideenwelt dieser Resolution reflektiert die Vorstel- 
lungen der Entwicklungsländer über eine neue 
Weltwirtschaftsordnung. Daß die Urheber der 
Deklaration über den Ozeanboden als gemeinsa- 
mes Erbe der Menschheit dirigistischen Auffassun- 
gen zuneigen, ist unzweifelhaft. 

Die Mehrheit der Entwicklungsländer hat lange vor 
der 6. und 7. Sondergeneralversammlung der VN, 
u. a. im Jahre 1972, auf einer Konferenz afrikani- 
scher Staaten in Jaunde ihre Vorstellungen zur See- 
rechtskonferenz weiter konkretisiert. Zu Fragen der 
Sondergeneralversammlungen hat die Bundesregie- 
rung bereits zu wiederholten Malen Stellung ge- 
nommen. (Hierzu wird auf die Antwort der Bun- 
desregierung z. B. auf die Fragen A 89 und 90 ge- 
mäß Anlage 10 zum Protokoll der 190. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 2. Oktober 1975 so- 
v/ie auf die Antworten auf die Fragen 115, 116, 
117, 118 und 119 gern. Protokoll der 193. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 16. Oktober 1975 ver- 
wiesen.) 

Daß die Bundesregierung die marktwirtschaftlichen 
Konzeptionen der Bundesrepublik Deutschland mit 
Nachdruck vertritt, hat sie nicht nur auf der See- 
rechtskonferenz, sondern auch auf der jüngsten 
IV. Welthandelskonferenz in Nairobi bewiesen. 


16. Anhand welcher Daten hat das Bundeskabi- 
nett sich mit der Konferenz beratend beschäf- 
tigt? 
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Wann hat es sachliche Verhandlungsrichtli- 
nien festgelegt oder dem Verhandlungsfort- 
gang entsprechend angepaßt? 

Die Bundesregierung hat vor den Sessionen in Ca- 
racas und in Genf in interministerieller Abstim- 
mung die Verhandlungsrichtlinien festgelegt. Die 
Mitglieder der Bundesregierung und die Regierun- 
gen der Küstenländer wurden fortlaufend informiert 
und waren an der Willensbildung beteiligt. Das 
Bundeskabinett insgesamt hat vor der New Yorker 
Session die Materie noch einmal eingehend erör- 
tert, als sich abzeichnete, daß nun die eigentliche 
Verhandlungsphase erreicht werden würde. 


17. Was hat die Bundesregierung bisher unter- 
nommen, um die deutsche Öffentlichkeit über 
Presse, Rundfunk, Fernsehen und politische 
Bildungsarbeit aller Art über die schwerwie- 


genden und langfristig wirkenden Folgen der 
Seerechtskonferenz aufzuklären? 


Die Bundesregierung hat in wiederholten Presse- 
gesprächen, im Rundfunk und Fernsehen und auf 
Tagungen politischer Bildungsinstitutionen die 
deutsche Öffentlichkeit über die Thematik der 
Seerechtskonferenz aufgeklärt. Daß das Interesse 
der deutschen Öffentlichkeit an der Seerechtskon- 
ferenz sich erst jetzt manifestiert, liegt daran, daß 
die Konferenz erst in New" York in das eigentliche 
Verhandlungsstadium getreten ist. Während der 
Session in New York hat der deutsche Delega- 
tionsleiter die Korrespondenten der deutschen Me- 
dien in wöchentlichen Abständen über den Gang 
der Konferenz und auch nach Sessionsschluß über 
deren Ergebnis unterrichtet. Im übrigen ist die 
Thematik in einer Vielzahl von Zeitungen, Zeit- 
schriften und anderen Publikationsorganen - ins- 
besondere auch von Delegationsmitgliedern - be- 
handelt worden. 
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